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Terminhinweise für Medien

Freitag, 16. Dezember, 11 Uhr, Jüdisches Museum, St.-Jakobs-Platz 16
Bürgermeisterin Katrin Habenschaden spricht bei der Abschlusspressekon-
ferenz des Erinnerungsprojekts „Zwölf Monate – Zwölf Namen: 50 Jahre 
Olympia-Attentat München“. Bei dem Termin wird ein Dokumentations-
band präsentiert und es sprechen die Projektpartner*innen Anna Ulrike 
Bergheim, Vorsitzende des Historischen Vereins für die Stadt und den 
Landkreis Fürstenfeldbruck, Christian Springer, Initiative Schulterschluss, 
und Bernhard Purin, Direktor des Jüdischen Museums München.
Achtung Redaktionen: Um Akkreditierung wird gebeten per E-Mail an 
presse-juedisches-museum@muenchen.de. Der Termin ist auch für Foto-
aufnahmen geeignet.

Bürgerangelegenheiten

Dienstag, 20. Dezember, 19.30 Uhr, Sozialbürgerhaus, Sitzungssaal, 
Meindlstraße 14 (rollstuhlgerecht)
Sitzung des Bezirksausschusses 7 (Sendling-Westpark). Zu Beginn der 
Sitzung findet eine Bürgersprechstunde statt. Weil zur Minimierung eines 
Corona-Ansteckungsrisikos die Abstände zwischen den Teilnehmer*innen 
eingehalten werden müssen, stehen unter Umständen nur wenige Plätze 
für Besucher*innen zur Verfügung. Bei Nichteinhaltung des Mindestab-
standes wird das Tragen einer Maske empfohlen.

Dienstag, 20. Dezember, 19.30 Uhr, Oskar-von-Miller-Gymnasium, Un-
gererstraße 191 (rollstuhlgerecht)
Sitzung des Bezirksausschusses 12 (Schwabing-Freimann). Weil zur Mini-
mierung eines Corona-Ansteckungsrisikos die Abstände zwischen den Teil-
nehmer*innen eingehalten werden müssen, stehen unter Umständen nur 
wenige Plätze für Besucher*innen zur Verfügung. Es wird das Tragen einer 
FFP2-Maske während der Sitzung empfohlen. Wer sich krank fühlt oder 
Erkältungssymptome hat, wird gebeten, der Sitzung fernzubleiben und das 
Livestream-Angebot unter www.ba12.org zu nutzen.

Dienstag, 20. Dezember, 19 Uhr, Kulturzentrum Trudering, Wasserbur-
ger Landstraße 32 (rollstuhlgerecht)
Sitzung des Bezirksausschusses 14 (Berg am Laim). Weil zur Minimierung 
eines Corona-Ansteckungsrisikos die Abstände zwischen den Teilneh-
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mer*innen eingehalten werden müssen, stehen unter Umständen nur 
wenige Plätze für Besucher*innen zur Verfügung. Ab Betreten des Gebäu-
des besteht auf sämtlichen Verkehrsflächen und Zugangsbereichen zu den 
Räumlichkeiten, in denen die Sitzung des Bezirksausschusses stattfindet, 
Maskenpflicht (derzeit FFP2). Im Sitzungssaal ist die Maske durchgängig 
zu tragen, auch beim Redebeitrag.

Dienstag, 20. Dezember, 19.30 Uhr, Gaststätte „Gartenstadt“, Nauplia- 
straße 2 (rollstuhlgerecht)
Sitzung des Bezirksausschusses 18 (Untergiesing-Harlaching). Zu Beginn 
der Sitzung findet eine Bürgersprechstunde statt. Weil zur Minimierung 
eines Corona-Ansteckungsrisikos die Abstände zwischen den Teilneh-
mer*innen eingehalten werden müssen, stehen unter Umständen nur 
wenige Plätze für Besucher*innen zur Verfügung. Bei Nichteinhaltung des 
Mindestabstandes wird das Tragen einer Maske empfohlen.

Meldungen

Kräfte bündeln: Nächste Schritte für Fusion von GEWOFAG und GWG
(13.12.2022) Bürgermeisterin Verena Dietl hat heute bei einem interfraktio-
nellen Jour fixe den Stadtrat über die Planungen für die Zusammenführung 
der beiden städtischen Wohnungsbaugesellschaften GWG und GEWOFAG 
zur Münchner Wohnen informiert. 
Die Münchner Wohnen wird als größtes städtisches Wohnungsbauunter-
nehmen in Bayern für engagierten Neubau, nachhaltige Modernisierung ih-
rer Bestände und für eine sozialorientierte Hausbewirtschaftung mit einem 
zeitgemäßen Kundenmanagement stehen. Ziel der Fusion ist, die Kräfte 
für bezahlbaren Wohnraum in München unter einem Dach zu bündeln, 
Synergien zu nutzen und hierfür die beiden Traditionsunternehmen GEWO-
FAG und GWG München nicht nur gesellschaftsrechtlich zu vereinigen, 
sondern auch eine gemeinsame Identität zu schaffen. Wirtschaftlich solide, 
nachhaltig und zukunftsorientiert sind Attribute, die zum Wertekanon des 
neuen Unternehmens zählen. Im Mittelpunkt stehen dabei die Menschen, 
die bei der Münchner Wohnen ihr Zuhause haben und arbeiten.
Bürgermeisterin Verena Dietl sieht großes Potenzial in der Zusammenfüh-
rung: „Die Münchner Wohnen schickt ein Signal weit über den bayerischen 
Wohnungsmarkt hinaus: Sie betreut rund 70.000 Wohnungen, in denen 
jede/r zehnte Münchner*in wohnt. Das sind 150.000 Menschen, die wir 
vor der sozialen Ungerechtigkeit auf dem Mietmarkt schützen, indem wir 
Wohnraum zur Verfügung stellen. Und ich setze mich dafür ein, dass es 
täglich mehr werden: Die Münchner Wohnen vereint die Bauexpertise von 
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zwei Wohnungsbauunternehmen und bringt damit die besten Vorausset-
zungen mit, die ehrgeizigen Neubauziele des Stadtrats weiterhin zu erfül-
len. Damit München eine Stadt für alle bleibt.“
Die Zusammenführung und die einheitliche strategische Ausrichtung einer 
großen städtischen Wohnungsbaugesellschaft bieten Chancen für Effizi-
enzsteigerungen und Prozessoptimierungen. In enger Zusammenarbeit 
zwischen der Verwaltung und den Wohnungsbaugesellschaften wurden 
gemeinsam eine Vision und Leitziele für die Münchner Wohnen erarbeitet. 
Der Fokus liegt in der Schaffung von Synergien im Wertedreieck von sozia-
ler, ökonomischer und ökologischer Verantwortung. Als soziale Vermieterin 
und attraktive kommunale Arbeitgeberin wird sich die Münchner Wohnen 
durch besonderes Verantwortungsbewusstsein, eine hohe Servicequalität, 
Kundenfreundlichkeit, Vielfalt und Toleranz auszeichnen.
Die Geschäftsführer*innen der GEWOFAG, Dr. Klaus-Michael Dengler 
(Sprecher) und Dr. Doris Zoller, sowie der Geschäftsführer der GWG Mün-
chen, Armin Hagen, sind stolz auf das Engagement ihrer Belegschaft: „Ein 
besonderer Dank gilt unseren rund 1.200 Mitarbeiter*innen aus beiden 
Gesellschaften, die sich den neuen Herausforderungen flexibel und offen 
stellen. Im kommenden Jahr gibt es noch einiges zu tun. Die vergangenen 
Monate haben gezeigt, dass unsere Mitarbeiter*innen bereit sind, mit an-
zupacken und die Zusammenführung zu verwirklichen.”
In der Vollversammlung am 21. Dezember soll der Stadtrat über die 
nächsten Schritte zur Zusammenführung der städtischen Wohnungsbau-
gesellschaften GEWOFAG und GWG München zur neuen Gesellschaft 
Münchner Wohnen beschließen. Laut Beschlussvorlage soll das neue 
Unternehmen zum 1. Januar 2024 an den Start gehen. Damit entsteht ein 
noch schlagkräftigerer Garant für bezahlbaren und nachhaltigen Wohnraum 
in der Landeshauptstadt München.

Stadt sichert dauerhaft MBQ-Frauenprojekte 
(13.12.2022) Das Münchner Beschäftigungs- und Qualifizierungsprogramm 
(MBQ) unterstützt seit Jahrzehnten erfolgreich Frauen beim beruflichen 
(Wieder-)Einstieg, Aufstieg oder Gründung und trägt mit kostenfreien Bera-
tungs- und Qualifizierungsangeboten zur Fachkräftegewinnung von Frauen 
bei. Der Ausschuss für Arbeit und Wirtschaft des Stadtrats hat jetzt der 
Weiterförderung von Frauenprojekten im MBQ zugestimmt. Damit sind die 
Projekte zur beruflichen Gleichstellung „power_m“, „guide“ und „MOVE!“ 
vollständig städtisch finanziert und abgesichert. Die Stadt schließt so eine 
Finanzierungslücke dauerhaft, die durch das Auslaufen der Förderperiode 
des Europäischen Sozialfonds entstanden ist. Ebenso wurde die Kofinan-
zierung für das Frauenprojekt „Mehr Bildung – mehr Chancen!“ für die 
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Jahre 2023 bis 2025 aus dem Arbeitsmarktfonds neu zur Bewilligung vor-
geschlagen. 
Clemens Baumgärtner, Referent für Arbeit und Wirtschaft: „Unsere Be-
ratungs- und Unterstützungsangebote für Frauen in München haben sich 
über viele Jahre bewährt. Ich freue mich, dass wir die erfolgreich aufge-
baute Infrastruktur dieser Projekte dauerhaft über das MBQ-Budget absi-
chern und erhalten können.“
Voraussetzung hierfür war die Sicherstellung der städtischen Mittel von 1,5 
Millionen Euro über eine dauerhafte Erhöhung des MBQ-Budgets ab 2023, 
die der Stadtrat bereits in der Vollversammlung im Oktober genehmigt 
hatte. Seit 2008 werden die Projekte „guide – Unterstützung für Existenz-
gründerinnen“, MOVE! – Berufliches Mentoring für Frauen“ mit Geldern 
des MBQ gefördert, seit 2009 auch „power_m“, ein Qualifizierungsver-
bund aus sechs Trägern. Bis 2021 war die Stadt nur als Kofinanzierung des 
Europäischen Sozialfonds eingesprungen, dessen Förderperiode ausgelau-
fen ist. Die Stadt schließt nun die Finanzierungslücke dauerhaft und bewil-
ligt die Weiterförderung der Projekte. 
Informationen unter www.muenchen.de/mbq. Ausführliche Beschreibun-
gen der Projekte unter www.mbq-projekte.de.

Fachkräfte gewinnen in der Pflege – Stadt fördert Projekte weiter
(13.12.2002) Der Ausschuss für Arbeit und Wirtschaft des Stadtrats hat 
der Weiterförderung zweier Projekte mit Pflegeschwerpunkt im Münchner 
Beschäftigungs- und Qualifizierungsprogramm (MBQ) zugestimmt. Es han-
delt sich um Fortsetzungen mit Neuerungen beim Projekt „pass(t)genau“ 
der Kolping Bildungsagentur gGmbH sowie die Vorbereitungslehrgänge im 
Anerkennungsverfahren des Projektträgers Städtisches Klinikum München 
GmbH – München Klinik Akademie. Ziel ist die Fachkräftegewinnung und 
Sicherung durch Vermeidung von Ausbildungsabbrüchen, begleitende Aus-
bildung und Neuerungen bei den Modulen zur Anerkennung in der Pflege. 
Clemens Baumgärtner, Referent für Arbeit und Wirtschaft: „Die Situation 
im Pflegesektor bestärkt uns in unserem Auftrag, erfolgreiche Projekte 
für die Qualifizierung und Sicherung von Pflegefachkräften im Münchner 
Beschäftigungs- und Qualifizierungsprogramm fortzuführen und mit Neu-
erungen auszustatten. Nicht nur in der Pflege wollen wir mit dem MBQ 
Fachkräfte gewinnen, die in München dringend benötigt werden.“
Die zur Verlängerung vorgeschlagenen Projekte adressieren als Zielgrup-
pen Jugendliche und junge Erwachsene, Geflüchtete aus unterschiedli-
chen Herkunftsstaaten und Menschen mit Migrationsgeschichte und Pfle-
gepersonal aus dem Ausland im Anerkennungsverfahren mit ihrem jeweilig 
spezifischen Unterstützungsbedarf. 

http://www.muenchen.de/mbq
http://www.mbq-projekte.de
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„pass(t)genau“, Kolping Bildungsagentur gGmbH
Die beiden Projekte „pass(t)genau“ und „pass(t)genau für Flüchtlinge“ 
wurden zu einem Projekt „pass(t) genau“ zusammengeführt. Denn alle Ju-
gendlichen benötigen gleichermaßen Hilfestellungen während der Ausbil-
dung, um Abbrüche zu vermeiden. Außerdem hatten auch im Kernprojekt 
„pass(t)genau“ die Teilnehmenden mehrheitlich einen Migrationshinter-
grund. Das Programmangebot wurde um den Schwerpunkt der Unter-
stützung von Jugendlichen erweitert, die eine schulische Ausbildung im 
Bereich der Pflege- und Erziehungsberufe absolvieren. Das Projekt hat 305 
Personen betreut (72 Prozent weiblich, 28 Prozent männlich) und wurde 
2021 an den drei Projektstandorten Landsberger Straße, Bildungszentrum 
für Pflege, Gesundheit und Soziales und der Städtischen Berufsschule für 
Kinderpflege durchgeführt. 
MünchenKlinikAkademie
Unterstützt durch das MBQ haben von 2012 bis 2021 in der Akademie ins-
gesamt 1.517 Fachkräfte mit ausländischem Berufsabschluss in der Pflege 
das Anerkennungsverfahren erfolgreich durchlaufen. Die Mehrheit hatte 
zur Zeit der Prüfung eine Beschäftigung in der Pflege oder eine Stelle in 
Aussicht (76 Prozent Frauen, 24 Prozent Männer). Stand Oktober wurden 
2022 125 Prüfungen abgenommen. In den aktuellen Herbstkursen werden 
derzeit 75 Personen geschult. Im Zuge der Reform des Pflegeberufege-
setzes muss die MünchenKlinikAkademie ihr Schulungskonzept ab 2023 
modernisieren und die Vorbereitungsmodule an die neuen Anerkennungs-
verfahren anpassen.

MBQ-Programmfortschreibung für den Zweiten Arbeitsmarkt
(13.12.2022) Der Ausschuss für Arbeit und Wirtschaft des Stadtrats hat 
rund 15,9 Millionen Euro für die Beschäftigung und Qualifizierung von 
arbeitslosen Menschen im Rahmen des Münchner Beschäftigungs- und 
Qualifizierungsprogramms (MBQ) bewilligt. Damit wird die Weiterfinan-
zierung in Form der Beschäftigungsförderung in 28 Sozialen Betrieben in 
Höhe von rund 9,5 Millionen sichergestellt sowie die Weiterförderung von 
19 Projekten des Qualifizierungsverbunds – Verbundprojekt Perspektive 
Arbeit (VPA) – in Höhe von rund 6,4 Millionen Euro. Die Sozialen Betriebe 
sollen 2023 rund 1.600 langzeitarbeitslose Menschen erreichen, das Ver-
bundprojekt Perspektive Arbeit 2.700 langzeitarbeitslose Menschen. 
Clemens Baumgärtner, Referent für Arbeit und Wirtschaft: „Das MBQ ist 
das arbeitsmarktpolitische Programm der Stadt für Menschen, die Unter-
stützung benötigen. Mit Förderung von Beschäftigung, Umschulungen, 
Ausbildungen und Qualifizierungen baut das MBQ Brücken aus der Ar-
beitslosigkeit in den Arbeitsmarkt.“
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Zusätzlich zur Fortschreibung des Programms Zweiter Arbeitsmarkt 
stimmte der Stadtrat der Weiterförderung des Projekts „Infozentrum 
Migration und Arbeit“ bis Ende 2025 zu. Ziel des Infozentrums ist die 
Unterstützung von Menschen bei der Arbeitssuche mit dem Ziel der Auf-
nahme einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung. Zielgruppe 
sind Menschen aus Bulgarien, Rumänien und seit April 2022 geflüchtete 
Menschen aus der Ukraine. Allein von Januar bis Oktober konnten 14 woh-
nungslose Menschen eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung 
aufnehmen basierend auf der jahrelangen intensiven aufsuchenden Arbeit 
im südlichen Bahnhofsviertel und an der Goethe-/Ecke Landwehrstraße. 
Auch die Vermittlung in Arbeit im Teilprojekt Jobmatching ist erfolgreich: 
Insgesamt konnten von Januar bis Oktober bereits 47 Ratsuchende (inklu-
sive Ukraine) in eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung vermittelt 
werden; von Mai 2018 bis Oktober 2022 kamen 206 Personen (134 Män-
ner, 72 Frauen) in eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung.
Weitere Informationen zu den Programmen und Projekten unter  
www.mbq-projekte.de oder unter www.muenchen.de/mbq

Infoveranstaltungen der Städtischen Anita-Augspurg-Berufsoberschule
(13.12.2022) Die Städtische Anita-Augspurg-Berufsoberschule für Sozial-
wesen und Gesundheit bietet die Möglichkeit, nach einer abgeschlosse-
nen Berufsausbildung die Fachhochschulreife oder die Hochschulreife zu 
erwerben. Für alle Interessierten, die im Schuljahr 2023/2024 die Städti-
sche Anita-Augspurg-Berufsoberschule für Sozialwesen und Gesundheit 
besuchen wollen, veranstaltet die Schule am Donnerstag, 15. Dezember, 
und am Dienstag, 31. Januar, Informationsabende. Jeweils ab 18.30 Uhr 
erhalten die Interessierten in der Schulmensa, Brienner Straße 37, einen 
Überblick über die verschiedenen Angebote der Schule.
Zusätzlich findet am Montag, 6. Februar, eine digitale Informationsveran-
staltung statt. Ab 18 Uhr erhalten Interessierte Einblicke in die Abschluss-
möglichkeiten, Aufnahmebedingungen und Brückenangebote der Schule. 
Der Einladungslink zur Veranstaltung wird verschickt nach Anmeldung per 
E-Mail an anmeldung.bosgs@muenchen.de.
Weitere Infos zu den Veranstaltungen und zu den Angeboten der Städti-
schen Anita-Augspurg-Berufsoberschule unter www.bosgs.musin.de.

http://www.mbq-projekte.de
http://www.muenchen.de/mbq
http://www.bosgs.musin.de
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Dienstag, 13. Dezember 2022

Postversorgung II – Briefkästen und Packstationen in Liegenschaften 
der Stadt
Antrag Stadtrats-Mitglieder Sonja Haider, Dirk Höpner, Nicola Holtmann 
und Tobias Ruff (Fraktion ÖDP/München-Liste) vom 16.2.2022

Errichtung einer PV Anlage auf dem HP 8
Antrag Stadtrats-Mitglieder Anja Berger, Mona Fuchs, Nimet Gökmenoglu, 
Judith Greif, Anna Hanusch, Dominik Krause, Julia Post, Dr. Florian Roth, 
Christian Smolka (Fraktion Die Grünen – Rosa Liste) und Anne Hübner, 
Lars Mentrup, Dr. Julia Schmitt-Thiel, Andreas Schuster, Felix Sproll (SPD/
Volt-Fraktion) vom 28.6.2022
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Postversorgung II – Briefkästen und Packstationen in Liegenschaften 
der Stadt
Antrag Stadtrats-Mitglieder Sonja Haider, Dirk Höpner, Nicola Holtmann 
und Tobias Ruff (Fraktion ÖDP/München-Liste) vom 16.2.2022

Antwort Kommunalreferentin Kristina Frank:

Mit Ihrem o.g. Antrag hatten Sie der Landeshauptstadt München (LHM) 
folgenden Prüfauftrag erteilt:
„Die Stadtverwaltung wird gebeten, zu prüfen, wo künftig in Liegenschaf-
ten der Stadt und ihrer Gesellschaften Briefkästen und Packstationen auf-
gestellt werden können.“

Nach § 60 Abs. 9 GeschO dürfen sich Anträge ehrenamtlicher Stadtrats-
mitglieder nur auf Gegenstände beziehen, für deren Erledigung der Stadt-
rat zuständig ist. Der Inhalt Ihres Antrages betrifft jedoch eine laufende 
Angelegenheit, deren Besorgung nach Art. 37 Abs. 1 GO und § 22 GeschO 
dem Oberbürgermeister obliegt. Eine beschlussmäßige Behandlung der 
Angelegenheit im Stadtrat ist daher rechtlich nicht möglich.

Zu Ihrem Antrag vom 16.2.2022 teile ich Ihnen Folgendes mit:

Die in Ihrem Antrag verwendete Begrifflichkeit „Liegenschaften der Stadt“ 
bedarf zum Verständnis nachstehender Ausführungen eingangs einer Er-
läuterung: Städtische Liegenschaften beinhalten sowohl unbebaute als 
auch bebaute Grundstücke. Deren vermögensrechtliche Zuordnung erfolgt 
entsprechend ihrer Nutzung. Die Unterscheidung erfolgt dabei vereinfacht 
in öffentliche und private Flächen. Beispielhaft seien als öffentliche Flächen 
allgemein zugängliche Straßen und Plätze und als Privatflächen Wohn- und/
oder Geschäftshäuser im städtischen Eigentum genannt.

Die nachfolgenden Ausführungen seitens des Kommunalreferates (KR) zu 
eigenen Beständen (vgl. Ziffer 2.1.1) beziehen sich konkret auf die im KR 
betreuten Liegenschaften auf städtischen Privatflächen sowie die öffent-
lichen Flächen des Baureferates (BAU), soweit hierfür entsprechende Ver-
tragsdienstleistungen beim KR bestehen (siehe hierzu Ziffer 2.1.2).

Zu Immobilien des Referats für Bildung und Sport (RBS) wird auf die Aus-
führungen unter Ziffer 2.1.3 verwiesen, hinsichtlich der städtischen Woh-
nungsbaugesellschaften auf Ziffer 2.3.
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Zum Thema „Packstationen und Briefkästen auf öffentlichem Grund bzw. 
in städtischen Gebäuden“ fand am 28.4.2022 ein vom Referat für Arbeit 
und Wirtschaft (RAW) initiierter referatsübergreifender Austausch unter 
Beteiligung von Vertreter*innen der Post und DHL statt. Anlass für die Ver-
anstaltung war im Zuge der Schließung mehrerer Münchner Postbank Fi-
nanzcenter die Zunahme von Anträgen aus der Bürgerschaft, von Bezirks- 
ausschüssen und vom Stadtrat mit dem Ansinnen, mehr Packstationen, 
aber auch Briefkästen in München zu ermöglichen. 

Vor diesem Hintergrund kann zusammenfassend Folgendes festgehalten 
werden:

1. Briefkästen
Hinsichtlich der Versorgung mit Briefkästen wurde im Rahmen des o.g. 
Austausches seitens Post und DHL ausgeführt, dass entgegen der kolpor-
tierten öffentlichen Wahrnehmung die Zahl der Briefkästen in München 
konstant geblieben sei, obschon sich die Briefmenge im Rahmen der fort-
schreitenden Digitalisierung allgemein stark reduziert habe.

Dies wird durch eine zum gleichen Thema durchgeführte Recherche der 
GEWOFAG bei den Fachabteilungen für Standortbedarfe der Post/DHL und 
DPD bestätigt.

2. Packstationen
Im Rahmen des o.g. Austauschs führten Post/DHL ferner aus, dass großes 
Interesse an einem massiven Ausbau des Packstationsnetzes in Mün-
chen bestehe. Da sich Standortnachfragen bei Privateigentümer*innen 
zunehmend schwieriger gestalten würden, müssten vermehrt städtische 
Flächen in den Fokus genommen werden, um der infolge des boomenden 
Onlinehandels steigenden Paketmenge infrastrukturell gerecht werden zu 
können. Damit verbundene Vorteile werden seitens der DHL insbesondere 
in der Entlastung des Verkehrsgeschehens und dem damit verbundenen 
Umweltbenefit gesehen. Vorrangiges Ziel des Logistikunternehmens sei 
es, die Anzahl der Packstationen in München bis Ende 2023 von aktuell 
166 auf rd. 300 ausbauen zu wollen.

DHL-Packstationen gibt es in unterschiedlichsten Größen und Gestaltungs-
optionen, um auf lagespezifische Gegebenheiten eingehen zu können. In 
Frage kommende Standorte müssen dabei zwingend über festen Unter-
grund, öffentliche Zuwegung sowie Strom- und Datenanschluss (alternativ 
Solarmodule bzw. Datenübertragung via Mobilfunk) verfügen. Als wesentli-
che technische Anforderungen nennt die Post/DHL: 
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-	 Aufstellung auf tragfähigem Boden/Fundament mit Verankerung (Ver-
kehrsfläche wird bei Bedarf beigepflastert),

-	 Betrieb mit Solarmodulen oder alternativ Stromanschluss, Datenübertra-
gung via Mobilfunk,

-	 keine Hindernisse im Boden (Kanaldeckel, Schächte, Gasleitungen, 
Hydranten, Öltanks, eventuelle Kabellagen, Wurzelbereiche, o.ä.).

2.1 Städtische Liegenschaften (KR, BAU, RBS)
2.1.1 Bebaute Flächen im Bestand des KR 
Grundsätzlich lässt sich für Objekte keine allgemeingültige Aussage 
treffen, ob bspw. Eingangs- oder Außenbereiche bspw. in Verwaltungs-
gebäuden für Packstationen geeignet sind. Hier sind Einzelfallprüfungen 
notwendig, die den konkreten Flächenanspruch und die technischen An-
forderungen der jeweiligen Packstation beinhalten müssen. Abklärungen 
dieser Art können deshalb nicht für Anwesensbestände verallgemeinert 
werden, sondern sind objektspezifisch und deshalb meist komplex und 
aufwändig.
Überwiegend verfügen die bebauten Grundstücke im Bestand des KR 
infolge meist aktuell bereits gegebener Ausnutzung des vorhandenen Bau-
rechts über sehr wenige nutzbare Außenbereiche. Die Grundstücke sind 
oftmals bis an die Grundstücksgrenzen bebaut.
Nicht-öffentliche städtische Gebäude ohne Publikumsverkehr scheiden bei 
der Betrachtung hinsichtlich der Nutzung des Objektinneren aus, da diese 
bei städtischer Eigennutzung i.d.R aufgrund des städtischen Beschäftig-
tensicherheitskonzeptes geschlossen sind und daher für Externe keinen 
Zugang bieten. Andere Gebäude müssen wegen der Nutzung bspw. als 
Wohn- und/oder Geschäftshaus von vorneherein ausgeschlossen werden.
Unter diesem Gesichtspunkt besteht daher bei öffentlich zugänglichen 
Gebäuden am ehesten die Option – zumindest während der Öffnungszei-
ten – diesen Service anbieten zu können. Grundsätzlich vorstellbar wären 
– soweit ausreichend Platz zur Verfügung stünde und eine Anpassung 
der räumlichen Gegebenheiten mit einem wirtschaftlich angemessenen 
Aufwand erreicht werden kann – Eingangsbereiche und/oder Wartezonen. 
Ob allerdings die technischen und betrieblichen Anforderungen (u.a. ein 
24/7-Zugang) realisierbar sind und die jeweilige Nutzerdienststelle dies ak-
zeptiert, müsste im Einzelfall ebenfalls geprüft werden.
Weitere einschlägige Prüfnotwendigkeiten (wie Übernahme der Kostentra-
gung für Ein- und Umbau der benötigten Infrastruktur, Rückbauverpflich-
tungen, mögliche Beeinträchtigungen des Behördenbetriebes, Zugangsre-
gelungen, zusätzliche wirtschaftliche Aufwendungen für die Erweiterung 
von Gebäudesicherheitseinrichtungen, etc.) seien der Vollständigkeit halber 
erwähnt.
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Bislang ist kein Logistikunternehmen bezüglich konkreter Standortfragen 
oder Bedarfe an das KR herangetreten. Das KR wird diese dann gerne prü-
fen.

2.1.2 Unbebaute Flächen des KR und des BAU
Unbebaute Flächen können grundsätzlich im Bedarfsfalle befristet vermie-
tet werden, soweit diese verfügbar sind. Die Dauer der Vermietbarkeit wird 
für jede Fläche individuell festgelegt und richtet sich i.d.R. nach der ggf. 
gegebenen befristeten aktuellen Nutzung und den perspektivisch geplan-
ten städtischen Folgenutzungen.

Die Grundstücke, bei denen das KR als Vertragsdienstleister für das BAU 
fungiert, beinhalten Flächen, die als Einrichtungen für Erholung und Frei-
zeitgestaltung bzw. als Gemeindestraßen und als Wasserläufe und Was-
serbau gewidmet sind. Dies sind in der Regel öffentlich genutzte Flächen. 
Sollen Briefkästen oder Packstationen auf öffentlich gewidmeten Straßen 
aufgestellt werden, handelt es sich grundsätzlich um erlaubnispflichtige 
Sondernutzungen. Sollen Briefkästen und Packstationen in öffentlichen 
Grünanlagen platziert werden, muss diese Nutzung nach der Grünanla-
gensatzung genehmigt werden. Die Genehmigung erfolgt in beiden Fällen 
durch das Kreisverwaltungsreferat (KVR). Da die städtische Sondernut-
zungsrichtlinie bzw. die Grünanlagensatzung keine speziellen Regelungen 
für Briefkästen und Packstationen enthalten, ist vom KVR über die Ertei-
lung der Erlaubnisse zu entscheiden. 
Nicht gewidmete Betriebsgebäude und  -flächen des BAU dürfen aus Si-
cherheitsgründen nur von Betriebsangehörigen betreten/befahren werden 
und stehen deshalb für die Nutzung Dritter nicht zur Verfügung.

2.1.3 Bestände des RBS
Auf Anfrage des KR teilte das RBS mit, dass eine Zustimmung zu Standor-
ten für die Einrichtung von Packstationen/Briefkästen auf Schul- und Kita-
grundstücken bereits aus sicherheitsrelevanten Gründen nicht erteilt wer-
den könne. Die Sicherheit und der Gesundheitsschutz der Schüler*innen 
auf dem Schulgelände bzw. der Kitakinder auf dem Gelände von Kinderta-
geseinrichtungen seien von großer Bedeutung und damit verbunden auch 
die Kontrolle/Gewährleistung darüber (Aufsichtspflicht). Die Grundstücke 
seien daher i.d.R. eingezäunt, um Unbefugten den Zugang zu verwehren 
und den Schul-/Kitabetrieb nicht zu stören. Die Einrichtung von Paketstatio-
nen/Briefkästen auf Schul- und Kitagrundstücken wäre u.a. mit Anlieferver-
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kehr der Paketfahrzeuge und Publikumsverkehr von Bürger*innen, die die 
Pakete abholen, Einwurf/Leerung der Briefkästen, usw., verbunden. Davon 
ausgehende Störungen im Schul- und Kitabetrieb sowie Gefahren für die 
Kinder, die sich auf dem jeweiligen Gelände bewegen, könnten nicht aus-
geschlossen werden, seien aber unbedingt zu vermeiden. Außerdem seien 
in der Regel auch die Flächenverhältnisse/-ressourcen an den Schulen und 
Kitas für eine derartige Nutzung nicht vorhanden und geeignet.

2.2 Wertstoffinseln
Vor dem eingangs zu Packstationen beschriebenen Hintergrund wurde im 
Rahmen des erwähnten Austauschs mit Post/DHL auch deren Platzierung 
auf den im Stadtgebiet verteilten sog. „Wertstoffinseln“ thematisiert. Eine 
derartige Variante wird seitens Post/DHL favorisiert. Der ganz überwie-
gende Teil der aktuell vorhandenen Wertstoffinseln befindet sich auf städ-
tischem öffentlichem Grund. Diese Nutzung erfolgt nach dem Bayerischen 
Straßen- und Wegegesetz (BayStrWG). Die Flächen werden nicht privat-
rechtlich vergeben.

2.3 Bestände der Wohnungsbaugesellschaften GWG und GEWOFAG
Im Rahmen der durchgeführten Recherchen zum Antrag wurde bezüglich 
ggf. vorhandener Erfahrungswerte bei den beiden städtischen Wohnungs-
baugesellschaften nachgefragt. Die zuvor gemachten Ausführungen für 
stadteigene Immobilien wurden dabei bestätigt.
Auf die diesbezüglichen Ausführungen des Referates für Stadtplanung und 
Bauordnung in seinem Antwortschreiben vom 13.4.2022 zu Ihrem Antrag 
Nr. 20-26/ A 02405, „Postversorgung III – Außenbriefkästen für alle Wohn-
gebäude“ wird inhaltlich verwiesen. Eine allgemeine, generelle Umsetzung 
dieses Antrags wurde bei den Wohnungsbaugesellschaften aus wirtschaft-
lichen Gründen ausgeschlossen.

3. Rahmenbedingungen
3.1 Verfügbarkeit städtischer Immobilien
Nach stadteigenen Flächen und Räumen aller Art besteht eine hohe Nach-
frage, zum einen zur Befriedigung des städtischen Eigenbedarfes, zum an-
deren aus vielen privaten und wirtschaftlichen Anfragen resultierend. Eine 
Deckung externer Interessen ist im Rahmen des begrenzten städtischen 
Immobilienportfolios deshalb punktuell, unter Beachtung der gegebenen 
Vorgaben (bspw. keine Unterwertvergabe Art. 75 GO, Ausschreibungs-
pflicht, etc.), möglich.
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3.2. Ausschreibungspflicht
Die LHM ist rechtlich verpflichtet, verfügbare Flächen öffentlich auszu-
schreiben. Eine Ausnahme von dieser Ausschreibungspflicht ist nur mög-
lich, wenn die/der potentielle Mieter*in auf Grund ihrer/seiner Aufgaben-
stellung oder des Mietzweckes über ein sog. „Alleinstellungsmerkmal“ 
verfügt. Da auch andere Anbieter*innen ihren Logistikservice in Form von 
Packstationen anbieten, ist ein solches Alleinstellungsmerkmal seitens 
Post/DHL zu verneinen.

3.3 Baurecht
Nach Auskunft der Lokalbaukommission (LBK) ist das Aufstellen von 
Packstationen (sowie die Anbringung von Briefkästen) bis 50 m³ zwar 
grundsätzlich nach Art. 57 Abs. 1 Nr. 6c der Bayerischen Bauordnung – 
unter den dort genannten Voraussetzungen – verfahrensfrei. Die Stadt als 
Eigentümerin müsste allerdings für die Einhaltung aller materiell-rechtli-
chen Anforderungen eigenverantwortlich – auch außerhalb eines Bauge-
nehmigungsverfahrens – für die Einholung sonstiger Genehmigungen, 
Erlaubnisse oder Gestattungen Sorge tragen oder alternativ diesbezügliche 
Verpflichtungen auf eine/n potenzielle/n Mieter*in vertraglich übertragen. 
Insbesondere die Frage, ob mangels Baugenehmigungsverfahren eine iso-
lierte denkmalschutzrechtliche Erlaubnis nötig ist und ggf. erteilt werden 
kann, könne nur im Einzelfall, nicht aber allgemeingültig beantwortet wer-
den.

Insbesondere bei Packstationen sei – je nach Größe und Situierung – be-
sonderes Augenmerk auf die Einhaltung des Abstandsflächenrechts sowie 
etwaig vorhandener Bauliniengefüge zu legen. Wenn durch Packstationen 
Bauräume überschritten würden, müsste im Einzelfall geprüft werden, ob 
eine Befreiung erteilt werden könne, insbesondere in sog. „Vorgartenberei-
chen“ wird dies lt. LBK wohl nicht möglich sein. Desweiteren sei darauf zu 
achten, dass Rettungswege freizuhalten sind, Verkehrswege nicht einge-
schränkt werden und an Grenzen zu Wohngebäuden ein sog. „Rücksicht-
nahmegebot“ besteht.

Unabhängig von den vorgenannten baurechtlichen Rahmenbedingungen 
müsse eine Standortprüfung alle Faktoren, wie bspw. die Vereinbarkeit der 
Nutzung bzw. die Vermeidung von Kollisionen mit Bestandsnutzungen in 
der unmittelbaren Nachbarschaft, berücksichtigen.
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4. Resümee
Soweit bei Post/DHL konkretes Interesse an einem/einer oder mehreren 
städtischen Einzelobjekten/-flächen besteht, wird seitens der LHM eine 
Prüfung der Eignung bzw. Verfügbarkeit erfolgen.

Gerne bietet das KR an, in Zusammenarbeit mit Post/DHL eine Prüfung 
und Projektentwicklung am Beispiel von 2 bis 3 geeigneten Musterstand-
orten durchzuführen. Denkbar sind bspw. Standorte von Wertstoffinseln 
auf städtischem Grund, an denen das KR bereits Vertragsverhältnisse mit 
den Entsorgungsfirmen Wittmann und Remondis unterhält. Im Anschluss 
würden diese Standorte dann gegen Höchstgebot ausgeschrieben wer-
den.

Hierzu erfolgt eine Abstimmung mit dem Mobilitätsreferat (MOR), das 
derzeit im Rahmen eines integrierten Logistikkonzepts für München prüft, 
ob und unter welchen Bedingungen Packstationen bei den restlichen 
über 900 Wertstoffinseln im öffentlichen Verkehrsraum oder auf anderen 
öffentlichen Verkehrsflächen ermöglicht werden können. Dabei werden 
die Interessen verschiedener Logistikanbieter, unter anderem auch der 
DHL, abgewogen und deren Verwendbarkeit mit der Bestrebung nach 
einer Reduzierung des Lieferverkehr im öffentlichen Raum geprüft. Dies 
gehört zum Aufgabenbereich des MOR, das über die Kernkompetenz zur 
Beurteilung verkehrlicher Auswirkungen bei verschiedenartigen Nutzungs-
interessen von öffentlichen Flächen verfügt. Das MOR agiert hier in enger 
Abstimmung mit dem KVR.

Um Kenntnisnahme der vorstehenden Ausführungen wird gebeten. Wir 
gehen davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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Errichtung einer PV Anlage auf dem HP 8
Antrag Stadtrats-Mitglieder Anja Berger, Mona Fuchs, Nimet Gökmenoglu, 
Judith Greif, Anna Hanusch, Dominik Krause, Julia Post, Dr. Florian Roth, 
Christian Smolka (Fraktion Die Grünen – Rosa Liste) und Anne Hübner, 
Lars Mentrup, Dr. Julia Schmitt-Thiel, Andreas Schuster, Felix Sproll (SPD/
Volt-Fraktion) vom 28.6.2022

Antwort Clemens Baumgartner, Referent für Arbeit und Wirtschaft:

Nach § 60 Abs.9 GeschO dürfen sich Anträge ehrenamtlicher Stadtratsmit-
glieder nur auf Gegenstände beziehen, für deren Erledigung der Stadtrat 
zuständig ist. Die Errichtung von Photovoltaikanlagen auf den Gebäuden 
des Gasteig HP 8 fällt jedoch nicht in die Zuständigkeit des Stadtrates oder 
als laufende Angelegenheit in die Zuständigkeit des Oberbürgermeisters, 
sondern in den operativen Geschäftsbereich der Stadtwerke München 
GmbH sowie der Gasteig München GmbH. Eine beschlussmäßige Be-
handlung der Angelegenheit im Stadtrat ist daher rechtlich nicht möglich. 
Daher wird der Antrag im Folgenden als Brief beantwortet.

Das Gelände an der Hans-Preisinger-Straße 8 befindet sich im Eigentum 
der Stadtwerke München GmbH (SWM). Ein Teil der Gebäude (Ausbil-
dungswerkstätten (AW) und denkmalgeschützte Maschinenhalle (Halle E)) 
ist im Eigentum der SWM. Die restlichen, neu errichteten Gebäude (u.a. 
Isarphilharmonie-Gebäude) gehören der Gasteig München GmbH (GMG). 
Ich habe daher die SWM sowie die GMG um eine Stellungnahme gebeten.

Die SWM begrüßen den Grundsatzbeschluss vom 19.1.2022 und sehen 
die Photovoltaik im urbanen Umfeld ebenfalls als wichtigen Schlüsselfak-
tor, um die Klimaziele zu erreichen. 
Die SWM planen gemeinsam mit der Gasteig München GmbH die Nach-
rüstung einer Photovoltaik-Anlage auf dem Gebäude der Isarphilharmonie. 
In einem gemeinsamen Termin Anfang September zwischen der GMG 
und der SWM wurden verschiedene Möglichkeiten für die Errichtung ei-
ner Photovoltaik-Anlage auf dem Gelände des Gasteig HP8 erörtert. Nach 
einer ersten Einschätzung eignet sich die Dachfläche der Isarphilharmonie 
an sich gut, wobei die dort vorhandene extensive Dachbegrünung mit in 
die Betrachtung gezogen werden muss bzgl. Abstände, Aufbau, Gestell 
und Pflege. Aktuell wird das Modell verfolgt, wonach die SWM die Anlage 
finanziert, baut und betreibt. Die SWM wird der GMG den vor Ort produ-
zierten und in der Isarphilharmonie verbrauchten Strom günstiger verkau-
fen und den nicht verbrauchten Strom einspeisen.
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Derzeit erstellen die SWM die Anlagenplanung (u.a. Modulbelegung, Un-
terkonstruktion und notwendige Ballastierung, Kabelwege, Netzanschluss 
etc.) sowie den Dachnutzungs-/Gestattungsvertrag. Die SWM gehen von 
einer Projektumsetzung in 2023 aus, sofern sich im weiteren Projektver-
lauf keine technischen oder wirtschaftlichen Gründe ergeben, die eine Um-
setzung verhindern. Diese sind bislang nicht absehbar. 

Die Gebäude der Ausbildungswerkstätten und die Gebäude A, B, C und 
F werden in den kommenden Jahren nach jetzigem Planungsstand ab-
gerissen, so dass eine PV-Nachrüstung ökonomisch und ökologisch nicht 
zielführend ist, und daher nicht weiter verfolgt wird. Die Maschinenhalle 
(Halle E) unterliegt dem Denkmalschutz, so dass eine Genehmigung der 
Denkmalschutzbehörde notwendig ist. Die SWM werden die Halle E daher 
unter dem Vorbehalt der denkmalschutzbehördlichen, technischen und 
wirtschaftlichen Prüfung in die Planung mit aufnehmen. 

Der Saal X ist auf dem Dach komplett mit Lüftungsanlagen belegt, so 
dass dort kein Platz für eine weitere Anlage ist. Die Gebäude G und K sind 
zu über 50% mit Technikflächen bedeckt, die weiteren Flächen sind zum 
größten Teil notwendige Verkehrsflächen und begrünt. 

Die GMG begrüßt es sehr, wenn mit einer Photovoltaik-Anlage der SWM 
auf dem Dach der Isarphilharmonie und auch auf der Halle E ein Beitrag 
zur aktuellen Energie- und Klimadebatte geleistet werden kann. 

Ich bitte Sie, von den vorstehenden Ausführungen Kenntnis zu nehmen, 
und hoffe, dass Ihr Antrag zufriedenstellend beantwortet ist und als erle-
digt gelten darf.
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Anträge und Anfragen  
aus dem Stadtrat 
Dienstag, 13. Dezember 2022 
 

 
Fernbahnanbindung für den Münchner Flughafen 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Sabine Bär, Hans Hammer, Veronika  
Mirlach, Sebastian Schall (Stadtratsfraktion der CSU mit FREIE  
WÄHLER), Nikolaus Gradl, Klaus Peter Rupp, Andreas Schuster,  
Felix Sproll, Christian Vorländer (SPD/Volt-Fraktion) und Paul  
Bickelbacher, Mona Fuchs, Gudrun Lux, Florian Schönemann  
(Fraktion Die Grünen – Rosa Liste) 
 
Bessere Sicherheit für Fahrradfahrer im Winter 
Antrag Stadtrat Manuel Pretzl (Stadtratsfraktion der CSU mit  
FREIE WÄHLER) 
 
Rettung der Kindertagesstätte der evangelischen Himmel- 
fahrtskirche in Pasing 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Alexandra Gaßmann, Heike Kainz  
und Winfried Kaum (Stadtratsfraktion der CSU mit FREIE WÄH- 
LER) 
 
Nolympia – LHM bereitet Ratsentscheid vor! 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Sonja Haider, Nicola Holtmann und  
Tobias Ruff (Fraktion ÖDP/München-Liste) 
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ANTRAG 
 
An Herrn  
Oberbürgermeister  
Dieter Reiter  
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München 

13.12.2022 

 

Fernbahnanbindung für den Münchner Flughafen 

Der Oberbürgermeister setzt sich im Namen der Landeshauptstadt München mit Nachdruck für 
eine Aufnahme einer Fernbahnanbindung des Münchner Flughafens in den 
Bundesverkehrswegeplan ein.  

 

Begründung: 

Der Flughafen ist nicht nur Münchens Tor zur Welt, sondern auch überregional von höchster 
Bedeutung, sein Einzugsgebiet geht daher weit über München hinaus und regionale Zentren 
wie Nürnberg, Salzburg und Stuttgart müssen besser angebunden werden.  

Außerdem streben die Luftverkehrsgesellschaften zu Recht eine bessere Intermodalität an, also 
eine Vernetzung des Luftverkehrs mit dem Schienenverkehr, um somit z.B. Zubringerflüge von 
München nach Frankfurt oder anderen sogenannten „Hubs“ wie Zürich zu vermeiden und 
Inlandsflüge zu reduzieren.  

Ein Fernbahn-Bahnhof am Flughafen könnte zudem eine Entlastung des Hauptbahnhofs 
München darstellen – insbesondere, wenn es endlich gelingt, eine schnelle Anbindung des 
Flughafens an das Stadtzentrum durch den öffentlichen Personennahverkehr zu realisieren. 

 

Stadtratsfraktion   Stadtratsfraktion   Stadtratsfraktion  
CSU mit FREIE WÄHLER  SPD / Volt   Die Grünen – Rosa Liste 
 
Hans Hammer    Klaus Peter Rupp  Paul Bickelbacher 
Veronika Mirlach    Christian Vorländer  Mona Fuchs 
Sabine Bär    Nikolaus Gradl   Gudrun Lux 
Sebastian Schall    Andreas Schuster  Florian Schönemann 

Felix Sproll 
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An Herrn  
Oberbürgermeister  
Dieter Reiter  
 

Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München 

 
 
         

             13.12.2022 

 
 

Bessere Sicherheit für Fahrradfahrer im Winter 
 
Die Landeshauptstadt München (LHM) wird aufgefordert, im Winter für eine bessere 
Sicherheit auf Fahrradwegen zu sorgen. Dazu gehört neben einem verstärkten Räumdienst auf 
Radwegen bei Gefahrensituationen auch die Möglichkeit, an Hauptverkehrsadern oder an 
Anstiegen mit Salz zu streuen und so festgefahrene Eisplatten aufzulösen. 
 

Begründung     
 

Der Wintereinbruch mit Schneefall vom vergangenen Wochenende hat auf vielen Radwegen in 
München für schwierige Verkehrsverhältnisse gesorgt. Besonders festgefahrene Eisplatten und 
durchgehend glatte Flächen, auf denen nur eine unzureichende Menge an Streusplit zu finden 
sind, sorgen für erhöhte Unfallgefahren. Neben Stürzen auf den Gefahrenstellen sorgt auch 
der stattfindende Ausweichverkehr vom Radweg auf Fahrbahnen oder Gehwege für Probleme. 
Deswegen muss hier dringend nachgebessert werden und, an besonders gefahrenträchtigen 
Stellen, auch die Nutzung von Streusalz erlaubt werden. 
 
 
 
Manuel Pretzl 
Fraktionsvorsitzender 
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An Herrn  
Oberbürgermeister  
Dieter Reiter  
 

Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München 

 
 
         

               13.12.2022   

 
 
 
Rettung der Kindertagesstätte der evangelischen Himmelfahrtskirche in 
Pasing  
    
Die Landeshauptstadt München unternimmt referatsübergreifend alle Anstrengungen, um die 
Kindertagesstätte der evangelischen Himmelfahrtskirche in Trägerschaft der Inneren Mission 
München in Pasing weiter zu erhalten und die Angebote zu sichern. 
 
 

Begründung 
 
Durch die aktuellen Baupreise und Hypothekenzinsen kann die evangelische 
Himmelfahrtskirchengemeinde den geplanten Neubau der dringend benötigten 
Kindertagesstätte kaum mehr selbst finanzieren.  
 
Die Folge wäre die drohende Schließung der Einrichtung und damit der Wegfall des 
dringenden Angebots in Pasing.  
 
Gerade vor dem Hintergrund der dringend benötigten Betreuungsplätze und des dort 
bestehenden Personalstamms wäre eine Schließung umso mehr fatal.  

 
 
 
Alexandra Gaßmann (Initiative)  Heike Kainz  Winfried Kaum 
Stadträtin     Stadträtin  Stadtrat 
  
 
  
 



Fraktion Ökologisch-Demokratische Partei/München-Liste des Stadtrates 
der Landeshauptstadt München (Fraktion ÖDP/München-Liste) 

Rathaus, Marienplatz 8 ● Zimmer 116 -118 ● 80331 München 
● E-Mail: oedp-ml-fraktion@muechen.de  

● Telefon: 089 / 233 - 26922  

 
An den Oberbürgermeister 
der Landeshauptstadt München 
Herrn Dieter Reiter 
Rathaus, Marienplatz 8 
80331 München 
 München, 13.12.2022 
Antrag: 
Nolympia – LHM bereitet Ratsentscheid vor! 
 
Die Landeshauptstadt München bereitet einen Ratsentscheid vor, um die Meinung 
der Münchner:innen zu einer möglichen Bewerbung für die olympischen 
Sommerspiele 2036 einzuholen. 

Mögliche Fragestellungen für den Ratsentscheid sollen dem Stadtrat 
schnellstmöglich zur Entscheidung vorgelegt werden. 

Begründung:  

Der Oberbürgermeister und zwei Fraktionen des Münchner Stadtrats liebäugeln mit 
einer Bewerbung der Landeshauptstadt München zur Austragung der olympischen 
Sommerspiele 2036. Leider scheinen unzählige Korruptions- und Menschenrechts- 
und Umweltschutzskandale die Verantwortlichen nicht davon abzuhalten, mit dem 
Internationalen Olympischen Komitee (IOC) gemeinsame Sache machen zu wollen. 

Und unabhängig davon, dass das IOC nicht die Werte der Landeshauptstadt 
München teilt, könnte schon allein das Bewerbungsverfahren Millionen 
verschlingen1: Geld, das wir eigentlich für die wichtigen Herausforderungen der 
Zukunft (Klimaschutz, Mobilitätswende, soziale Infrastruktur, Stadtsanierung etc.) 
benötigen. 

Da die Stadtspitze bereits angekündigt hat, sich nur für die olympischen Spiele 
bewerben zu wollen, wenn sich die Mehrheit der Bevölkerung für die Austragung in 
München ausspricht, sollten die Münchner:innen auch frühzeitig befragt und in die 
Entscheidungsfindung eingebunden werden. 

 

Initiative:  

Tobias Ruff, Fraktionsvorsitzender   
Sonja Haider, stv. Fraktionsvorsitzende 
Nicola Holtmann, Umweltpolitische Sprecherin 

 
1 Vgl.  https://www.sueddeutsche.de/muenchen/liquidation-gesponsert-von-der-oeffentlichen-hand-
1.2830265  
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